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Ein Flugblatt mit ironischer Note
In Eglisau versucht ein Bürgerkomitee, 
die Bevölkerung von der Umnutzung des 
«Thurella»-Areals zu überzeugen. / 16

Volle Transparenz bei den Politikfinanzen
Interessenbindungen von Kandidaten, Budgets von Abstimmungs- und Wahlkampagnen sowie die Namen von Spendern sollen auf  
Kantons- und Gemeindeebene publik werden. Das verlangt eine kantonale Volksinitiative, die am 9. Februar zur Abstimmung kommt.

Mark Liebenberg

Wer erhält von wem wie viel Geld für Wah-
len und Abstimmungen im Kanton Schaff-
hausen? Am Anfang des Wahljahres 2020 
im Kanton Schaffhausen wollen die Jungso-
zialisten Licht ins Dunkel der Politikfinan-
zierung bringen. Praktisch gleichlautend 
wie Vorstösse in anderen Kantonen, wollen 
sie mit ihrer Volksinitiative erreichen, dass 
künftig auf Kantons- und Gemeindeebene 
die Finanzierung von Wahl- und Abstim-
mungskampagnen öffentlich gemacht wer-
den muss und in einem Register einsehbar 
ist. Dort müssten Parteien, Komitees und 
Kandidierende ausweisen, von welchen Pri-
vatpersonen (ab 3000 Franken) sowie Fir-
men, Verbänden, Lobbyorganisationen und 
anderen Unterstützern sie welche Beträge 
erhalten, und Kandidierende müssen vor 
den Wahlen ihre Interessenbindungen of-
fenlegen. Dasselbe müssten gewählte Ver-
treter am Anfang jedes Kalenderjahres tun.

Dies verlangt die kantonale Volksinitia-
tive «Transparenz in der Politikfinan-
zierung (Transparenz-Initiative)», die im 
März 2018 eingereicht worden ist. Die Kan-
tonsregierung und im September die Mehr-
heit des Kantonsparlaments hat die Ableh-
nung der Initiative empfohlen. Ebenfalls 
hat der Kantonsrat darauf verzichtet, einen 
Gegenvorschlag ausarbeiten zu lassen. Da-
her kommt die Initiative nun am 9. Februar 
vors Volk.    

Ratsmehrheit: Drei Problembereiche
Dabei verstösst die Initiative im Wort-

laut teilweise sogar gegen übergeordnetes 
Recht: Sie fordert nämlich, dass alle Kandi-
daten einer Partei von der Wahl ausge-
schlossen werden sollen, falls die betref-
fende Partei gegen die Offenlegungspflicht 
verstösst. Das widerspricht übergeordne-
tem Recht, etwa der Wahl- und Abstim-
mungsfreiheit und dem Verhältnismässig-
keitsgebot. Der Kantonsrat hat die Initia-
tive in diesem Punkt deshalb einstimmig 
für ungültig erklärt. 

Doch nicht nur darin sehen die Gegner 
der Abstimmungsvorlage ein Problem. In 
der Ratsdebatte stimmten schliesslich 35 
Parlamentarier gegen und 20 für die Volks-
initiative. Es gibt mindestens drei offene 
Fragen. 

Die Gegner monieren, es werde mit 
 Kanonen auf Spatzen geschossen. Nicht 
nur gebe es keinen Hinweis, dass der Ein-
satz von Finanzmitteln einen grossen 
 Einfluss auf die Wahl- und Abstimmungs-
ergebnisse im Kanton und in den Gemein-
den habe, hiess es. Die Öffentlichmachung 
von Geldflüssen würde zu einem horren-
den  administrativen Aufwand führen, und 
zwar auf zwei Seiten: zum einen bei den 
Parteien und Komitees selbst, und zwei-
tens beim Kanton, der die Angaben prüfen 

und auf der Website des Kantons in einem 
Register aufbereiten müsste. 

Der Nutzen stehe in keinem Verhältnis 
zu diesem Aufwand, argumentierten die 
Gegner aus den bürgerlichen und den Mit-
teparteien. Dazu komme ein weiteres Prob-
lem: Wenn Kandidaten ihre Interessenbin-
dungen offenlegen müssen, dann führe 
das, vor allem bei Majorzwahlen (mithin 
übrigens auch bei den Ständeratswahlen), 
neu zu einem faktischen Anmeldeverfah-
ren. Die Realität sei aber gerade in kleine-
ren Gemeinden eine andere. Hier sei man 
oft auf «wilde» Kandidaten angewiesen, 
also solche, die sich erst an einer Gemein-
deversammlung oder kurz vor einer Wahl 

mehr oder weniger spontan überreden lies-
sen, ein Amt zu übernehmen. Ihre Interes-
senbindungen in der oft kurzen Zeit noch 
zu prüfen und zu veröffentlichen, sei 
 unmöglich, also führe die Initiative zu 
einer Hemmung des Milizsystems auf der 
untersten Staatsebene. 

Überprüfung wird schwierig
Als problematisch sehen die Gegner der 

Vorlage ferner an, dass sämtliche juristi-
schen Personen (Verbände, Firmen) alle 
ihre Spenden ausweisen müssten, und Pri-
vatpersonen dann, wenn sie mehr als 3000 
Franken pro Jahr an politische Gruppierun-

gen, Kandidaten oder Kampagnen spenden. 
Die Übersicht darüber habe meist nur der 
einzelne Spender, zu überprüfen ob die An-
gaben tatsächlich stimmen, sei also prak-
tisch unmöglich, weil Kleinspenden von 
Privatpersonen ja auch von den Parteien 
nicht namentlich ausgewiesen werden müs-
sen. Grossspenden könnten einfach auf ver-
schiedene Einzelspender (Strohmänner) 
verteilt oder als Verein  getarnt getätigt 
 werden. Und: Auch bei Firmenspenden be-
friedige es wohl eher die Neugier und weni-
ger ein legitimes öffentliches Interesse, …  

Abstimmungsplakate im 
letzten November: Komitees 
sollen künftig offenlegen 
müssen, wie viel Geld sie  
für ihre Kampagnen zur 
 Verfügung haben und woher 
es kommt. Das verlangt  
die Transparenz-Initiative.   
ARCHIVBILD FLAVIA GROSSENBACHER

Die Initiative  
kurz erklärt

Die kantonale Volksinitiative «Trans-
parenz in der Politikfinanzierung 
(Transparenz-Initiative)» will in die 
Kantonsverfassung einen neuen Arti-
kel schreiben, der besagt, dass natür-
liche und juristische Personen, wie 
alle Parteien und sonstigen politi-
schen Gruppierungen, Kampagnen-
komitees, Lobbyorganisationen und 
sonstige Organisationen, die sich an 
Abstimmungskämpfen sowie an 
Wahlen auf Kantons- oder auf der 
Gemeindeebene im Kanton Schaff-
hausen beteiligen, ihre Finanzen of-
fenlegen müssen. Das gilt vor allem 
für die Namen der juristischen Perso-
nen, die zur Finanzierung beigetra-
gen haben, mit Angabe des jewei-
ligen Betrags und die Namen der 
 natürlichen Personen. Ausgenommen 
sind Spenderinnen und Spender, de-
ren Zuwendung insgesamt 3000 
Franken pro Kalenderjahr nicht 
übersteigt. Alle Kandidierenden für 
alle öffentlichen Ämter auf kantona-
ler und für Exekutiven und Legislati-
ven auf kommunaler Ebene sollen 
ihre Interessenbindungen bei der An-
meldung ihrer Kandidatur offenle-
gen müssen. Und weiter soll die 
 kantonale Verwaltung oder eine un-
abhängige Stelle die Richtigkeit  
der Angaben kontrollieren und ein 
 öffentliches Register erstellen. Wider-
handlungen von Kandidierenden, 
gewählten Mandatsträgern sowie 
von natürlichen und juristischen 
Personen, von Parteien, politischen 
Gruppierungen, Abstimmungskomi-
tees, Lobbyorganisationen und sons-
tigen Organisationen gegen diese Be-
stimmungen sollen mit Busse be-
straft werden. (lbb) ■

Stefan Lacher: «Es ist ein grosses Defizit 
unseres politischen Systems»
«Die Verflechtung von Geld, Macht und Politik ist 
Gift für eine Demokratie. Dass über die Herkunft 
von Finanzen in der schweizerischen Politik 

keine Transparenz herrscht, ist 
ein grosses  Defizit unseres poli-
tischen Systems. Das Vertrauen 
in die Politik wird dadurch ge-
schädigt. Mit der Annahme 
unserer Transparenzinitiative 

wäre die Politik nicht mehr dem Vorwurf der Kor-
ruption und des Filzes ausgesetzt. Die aktuellen 
Entwicklungen bezüglich mehr Transparenz in 
der Politikfinanzierung auf Bundesebene sind er-
freulich. Mit 10 000 Franken sind die Untergren-
zen für eine Offenlegung von Spenden aber so 
hoch angesetzt, dass die Politik in unserem Kan-

ton wohl kaum betroffen wäre. Zudem werden 
auf nationaler Ebene die Interessenbindungen 
von Politikern nicht tangiert – der politische 
‹Filz› bleibt bestehen. Dies ist bei unserer Initia-
tive nicht der Fall. Dass Transparenzregelungen 
unbürokratisch umgesetzt werden können, zei-
gen andere Kantone wie Neuchâtel, Fribourg, 
Genf und Tessin. Nach  Annahme der Initiative 
bleiben die Hürden, Spenden zu tätigen oder für 
politische Ämter zu kandidieren immer noch tief. 
Es gilt: Wer nichts zu verbergen hat, hat nichts zu 
befürchten. Die Demokratie in unserem Kanton 
wird mit unserer Initiative nicht geschwächt, 
sondern gestärkt.» ■

Stefan Lacher ist Schaffhauser Kantonsrat (Juso).

Daniel Stauffer: «Viele Spender möchten 
einfach nicht genannt werden»
«Die Annahme dieser Initiative würde eine über-
triebene Bürokratie nach sich ziehen und bei 
Kanton, Komitees und Parteien sowie durch 

Wahlwiederholungen unnötig 
Geld verschlingen. Beim Kan-
ton wäre dies auch zeitlich 
kaum zu realisieren. Majorz-
wahlen würden zeitlich stark 
eingeschränkt, da auch hier 

eine Überprüfungsfrist gilt. Gerade kleinere Ge-
meinden, die ohnehin schon Mühe haben, Leute 
zu finden, würden darunter stark leiden. So wäre 
es nicht mehr möglich, wild oder kurzfristig Kan-
didierende zu wählen, oder sie müssten mit einer 
Busse oder Amtsausschluss rechnen. Die schwie-
rigste Aufgabe wäre, die Privatpersonen zu mel-

den, die pro Jahr mehr als 3000 Franken spen-
den, egal wann und an wen. Dies würde  bedeuten, 
dass die verschiedenen Komitees von links bis 
rechts gemeinsam klären müssten, wer diese 
3000 Franken überschritten hat. Ein Ding der 
Unmöglichkeit! Viele Spender möchten auch ein-
fach nicht, dass sie in der Öffentlichkeit  genannt 
werden, egal ob sie nun für WWF, Juso oder die 
FDP spenden. Ob die Wähler dann die Register 
konsultieren und danach ihre Meinung bilden, 
ist mehr als fraglich. Es ist auch alles  andere als 
gesichert, dass in unserem Kanton die finanziel-
len Mittel eine entscheidende Rolle bei den Wah-
len und Abstimmungen spielen.» ■

Daniel Stauffer ist Kantonsrat (FDP, Neunkirch).
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